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Wertsteigerung
für Immobilien 
oder eine
Straße für alle?
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Umgestaltung der Kaiserstraße

Am 18. März lud die Tech-
nische Hochschule Mittel-
hessen zur Veranstaltung
„Innovationsquartier Kai-
serstraße“ (IQ) ein. Auch
Bürgermeister Kjetil Dahl-
haus nahm teil. Es ging
um die Zukunft der Kaiser-
straße.  
Bereits im November 2023
hatte sich eine Gruppe von
Eigentümern und Geschäfts-
treibenden zu einem Work-
shop getroffen, bei dem
strategische Überlegungen
für die Erneuerung der Kai-
serstraße entwickelt wur-
den.
Auf ihrer Homepage nennt
die Stadt Friedberg diese

Ziele für das „Innovations-
quartier“: 
n eine Verbesserung der
Aufenthaltsqualität ndie
Förderung des Einzelhan-
dels ndie Verschönerung
des Stadtbildes.
Was sind eigentlich
die Ziele der Stadt?
Wir als Linke stellen fest:
Es ist beachtlich, mit wel-
cher Selbstverständlich-
keit der Bürgermeister hier
eine städtische Aufgabe
ohne Umwege an die 
Privatwirtschaft abgeben
möchte. Auf die Nachfrage
eines Teilnehmers der Ver-
anstaltung, inwiefern die
Stadt sich an dem IQ Kai-

serstraße beteiligt, wusste
Kjetil Dahlhaus nur auf die
Musikschule Friedberg zu
verweisen. Diese befindet
sich auf der Kaiserstraße
und sei schließlich in städ-
tischer Hand. 
Das ist unserer Ansicht
nach keine ausreichende
Beteiligung der Stadt! Zu-
mal laut Homepage „Alle
Maßnahmen...der Steige-
rung der Immobilienwerte
und der erzielbaren Miet-
einnahmen.“ [1] dienen sol-
len.
Wir als Linke fragen uns,
wo da die Interessen der
Bürger und die Interessen
der Menschen, die auf der
Kaiserstraße wohnen einen
Platz haben. Friedberg hat
ohnehin zu wenig bezahl-
baren Wohnraum. Außer-
dem beinhalten die Pläne
keinerlei Überlegungen zur
Schaffung kultureller Räu-
me. Auch eine Vereinbar-
keit mit der bereits be-
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Aus dem Ortsbeirat Kernstadt
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schlossenen Umgestaltung
der Kaiserstraße ist frag-
lich. Hier hatten wir bereits
im Dezember 2022 einen
Antrag zur Schaffung von
Kinderspielgelegenheiten
gestellt, der nicht in das
Anforderungsprofil für die
Umgestaltung aufgenom-
men wurde.[2 ] Im Mai
2023 hatten wir uns einem

Antrag der Fraktion der
Grünen in der Stadtverord-
netenversammlung ange-
schlossen, in dem zusätz-
liche Hitzeschutzmaßnah-
men für die Wuchszeit der
neuen Bäume gefordert
wurden, falls ein Erhalt
des alten Baumbestandes
an bestimmten Stellen nicht
möglich ist. Auch dieser
Antrag wurde abgelehnt. [3]

So lässt sich vermuten,
dass das Interesse an
hohen Immobilienwerten
generell höher bewertet
wird, als eine bunte, be-

lebte Straße, die als kultu-
reller Raum und Lebens-
mittelpunkt unserer Stadt
fungieren kann und auf
der es sich auch während
der zukünftig jährlich zu
erwartenden Hitzewellen
aushalten lässt.
Eine lebendige Straße
für die Menschen!
Statt hoher Immobilien-
werte und Mieteinnahmen
braucht Friedberg unserer
Ansicht nach eine Umge-
staltung der Kaiserstraße
unter folgenden Gesichts-
punkten:

Kaiser-
straße

Im März haben wir im Orts-
beirat Friedberg unseren
Antrag für einen Regenbo-
gen-Zebrastreifen einge-
bracht. 

Dieser wurde mit 80% Ja-
Stimmen nun in den Magis-
trat gegeben. 
In unserem Antrag heißt es:
Unsere Stadt Friedberg
steht für einen respektvol-
len Umgang miteinander,
Vielfältigkeit, Menschlich-
keit und Solidarität. 
Dies zeigten die Bürger in
den letzten Wochen mit der
Teilnahme an der Gedenk-
veranstaltung zu den Ha-
nau-Morden, an der szeni-
schen Lesung zu den Cor-
rectiv-Recherchen oder der

Regenbogenzebrastreifen Teilnahme an der Kundge-
bung am 24. Februar 2024
gegen Rassismus, Faschis-
mus und Antisemitismus. 
In Friedberg leben Men-
schen aus vielen Kulturen
und Religionen. 
Die Regenbogenfarben ste-
hen für Akzeptanz, Vielfalt
und Toleranz in der Gesell-
schaft. Und sie sind das
Symbol der LGBTQ*-Be-
wegung für geschlechtliche
Vielfalt. Es ist uns wichtig,
auch in Friedberg ein Zei-
chen gegen die Diskrimi-
nierung von Menschen zu
setzen.



n Keine Umgestaltung, die
mit einer Verschärfung der
Situation auf dem Woh-
nungsmarkt einhergeht! 
Hohe Mieteinnahmen nut-
zen nur den Hausbesitzern,
nicht aber denen die in
den Häusern wohnen oder
dort ihre Geschäfte betrei-
ben.
n Eine Umgestaltung un-
ter Berücksichtigung von
Klimaschutzmaßnahmen!
Der Baumbestand muss
weitestgehend erhalten
bleiben und darf nicht für
einen freien Blick auf die 

Fassaden weichen. Das
Mikroklima auf der Kaiser-
straße muss für die Men-
schen erträglich sein.
n Schaffung kultureller
Räume! Unter anderem Be-
mühungen zur Wiederbe-
lebung des ehemaligen
Central Studios.
n Keine Konkurrenz zum
restlichen Stadtgebiet!
Läden in Bahnhofsnähe so-
wie in der Altstadt müssen
die gleiche Chance haben,
am Wettbewerb teilzuneh-
men.
n Die Kaiserstraße muss

zum Treffpunkt werden!  
In Friedberg treffen unter-
schiedliche Kulturen auf-
einander. Vorurteile und
subjektive Ängste können
durch den Charakter eines
zentralen Treffpunkts ab-
gebaut werden.

Quellenverweise:
[1] https://friedberg-hessen.de/i
ndex_main.php?unid=3495&PHPS
ESSID=5d7940895703e9d5a9d2d
00f09b23f83
[2] https://www.ratsinfo-friedberg-
hessen.de/buergerinfo/to0050.php
?__ktonr=44668
[3] https://www.ratsinfo-friedberg-
hessen.de/buergerinfo/to0050.php
?__ktonr=45912

Zudem gibt es in Friedberg
SchülerInnen, Studierende
und ältere Personen, die
auf sichere Zebrastreifen
angewiesen sind. Beson-
ders auf den ausgewiese-

nen Schulwegen könnte ein
Regenbogenzebrastreifen
durch gute Sichtbarkeit für
mehr Sicherheit sorgen. So
zum Beispiel in der Bis-
marckstraße an der Ein-

Beispiel aus WiesbadenZebrastreifen in der Bismarckstraße/Ecke 
Saarstraße

mündung zur Saarstraße.
Vorbild für die Umsetzung
könnte ein Regenbogen-
zebrastreifen aus Wiesba-
den sein. Friedberg ist bunt
und vielfältig!



Die linke Fraktion in der
Stadtverordnetenversamm-
lung besuchte die Musik-
schule Friedberg. 
Der Leiter, Kevin Burg, er-
läuterte umfassend die Ar-
beit und die Aufgaben der
Musikschule.
Er wies auch darauf hin,
dass es durch ein Urteil
des Bundessozialgerichts
Änderungen in der Mitar-
beiterstruktur geben muss.
Die bisherige Praxis, über-
wiegend Honorarkräfte zu
beschäftigen, ist zukünftig
nur noch in Ausnahmefäl-
len zulässig. Die meisten
Lehrkräfte müssen in fes-
ter Anstellung beschäftigt
sein.
Grundsätzlich ist diese Re-
gelung im Sinne der Be-
schäftigten sehr zu begrü-
ßen. Doch daraus entste-
hen Mehrkosten in Höhe
von voraussichtlich 100.000
Euro pro Jahr.
Viel zu geringe öffentliche
Zuschüsse führen dazu,
dass die Lehrkräfte schlech-
ter bezahlt werden als in
anderen Musikschulen. Es
ist daher sehr schwierig 

überhaupt qualifiziertes
Personal zu finden.
Vor dem Hintergrund wies
Herr Burg darauf hin, dass
die musikalische Bildung
in Friedberg im bundes-
weiten Vergleich schlecht
dasteht. Die Zuschüsse
von Land, Kreis und Stadt
sind unzureichend. Des-
halb kosten auch 30 Minu-
ten Einzelunterricht in der
Woche 78 Euro im Monat. 

Musikalische Bildung
muss für alle Kinder
möglich sein -
unabhängig vom 
Geldbeutel der Eltern!
Bei diesen hohen Kosten
haben Kinder aus einkom-
mensschwachen Familien
kaum eine Chance ein In-
strument zu lernen. Musi-
kalische Bildung bleibt
etwa einem Drittel der Kin-
der verwehrt, einfach weil
sie arm geboren wurden. 
Dies wird auch durch den
angebotenen Sozialtarif
nicht wirklich gemildert. 
Da die Musikschule das
Geld für den Sozialtarif
selbst tragen muss, blei-

ben die Unterrichtskosten
auch mit Ermäßigung noch
viel zu hoch. 
Vor diesem Hintergrund
sprechen wir uns für eine
deutliche Erhöhung des
städtischen Zuschusses
aus. Dass MusiklehrerIn-
nen in Friedberg dauer-
haft unterbezahlt sind, ist
kein Zustand! Aber auch
der Druck auf Kreis und
Land muss erhöht werden.
Wir würden uns freuen,
hier unseren neuen Bür-
germeister im Einsatz für
die Kinder in der Haupt-
stadt der Wetterau zu se-
hen. Die Musikschule soll
in die Lage versetzt wer-
den, ihren Bildungsauftrag
ordentlich zu erfüllen.
Und wir fordern 
von der Stadt ein 
zusätzliches Budget
für den Sozialtarif! 
Für einkommensschwa-
che Familien sollten die
Entgelte um mindestens
die Hälfte, besser jedoch
2/3 reduziert werden. 
Um das umzusetzen, müs-
sen Verwaltung und bür-
gerliche Fraktionen ihre
Blockade gegen den Fried-
berg-Pass aufgeben, den
Grüne, SPD und Linke be-
antragt haben. 

Sicherung und Stärkung 
der Musikschule Friedberg


